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Antrag an die Kreismitgliederversammlung am 29.08.2026: 
 

Solidarität statt Kettensäge: Sozialproteste in Mainz / Mainz-Bingen 
wirksam aufbauen 

 
Antragstellende: Joscha Bär, Sarah Niedrich, Felix Kosanke, Nico Bludau, Florian Kobuß, 
Belinda Meryem Göres, Lena Glöckner, Alicia Hein, Anna-Lena Löffler, Gregor Hergenhahn, 
Christina van den Boom 
 
Die Kreismitgliederversammlung möge beschließen: 
 
Die Angriffe auf erkämpfte und ohnehin ungenügende soziale Sicherungen und Rechte sind 
in vollem Gang und nehmen weiterhin zu.  
 
Statt beispielsweise an Übergewinne von Mineralölkonzernen zu gehen, wird der Sozialstaat 
abgebaut. Die soziale Absicherung wird ausgehöhlt und die gesellschaftliche Spaltung 
vorangetrieben. Wichtige Errungenschaften wie der 8 Stunden Tag werden ebenso in Frage 
gestellt wie das Recht auf Erholung bei Krankheit. Um Kosten zu sparen, wird die Bürokratie 
heruntergefahren, genauso wie die Sozialleistungen. 
 
Durch massive Kürzungen verschärft die Bundesregierung die Armut im Land. Die 
anstehenden Kürzungen betreffen am meisten die, die ohnehin schon an der Armutsgrenze 
oder darunter leben. Familien mit Kindern, vor allem alleinerziehende Mütter, sind massiv 
betroffen. Die Regierung setzt in der Kinder- und Jugendhilfe den Rotstift an, was verheerende 
Folgen vor allem für Kinder und Jugendliche aus armen Familien hat. Auch die 
Eingliederungshilfe soll gekürzt werden – wir erleben also Einschnitte im Bereich Inklusion 
und Teilhabe, ein massiver Angriff auf Grundrechte von Menschen mit Behinderung. Auch im 
Bereich des Wohngeldes soll umstrukturiert werden. Für viele Menschen ist das Wohngeld 
die letzte Rettung vor der Grundsicherung.  
 
Während die Pharmaindustrie durch patentierte Medikamente absurd hohe Profite erzielt, trifft 
die Reform der Krankenkassen primär die Patient*innen. Dabei gibt es jetzt schon in vielen 
Bereichen massive Einschränkungen und eine ausreichende gesundheitliche Versorgung 
kann nicht gewährleistet werden.  
Auch die Rente soll zusammengekürzt werden und zukünftig vor allem eine Basisabsicherung 
darstellen. Diesen ganzen Kürzungen müssen wir uns entgegenstellen.  
 
Diese Reformen treffen auf eine größtenteils demobilisierte Klassengesellschaft. Die SPD ist 
in der Regierung, wodurch die Gewerkschaften in ihrem dringend benötigten Widerstand noch 
immer zu zurückhaltend sind.  
 
Als gesellschaftliche Linke wie als Partei ist es trotz alledem unser Anspruch, Widerstand zu 
organisieren. In Mainz konnte – trotz des mitunter bereits intensiven Engagements auch eines 
Teils unserer Mitgliedschaft – bisher keine wesentliche Wirkung über eine kleine linke Szene 
hinaus erzielt werden. Dies ist auszuwerten und strategische Schlüsse zu ziehen. Wir sollten 
unsere Bündnispolitik so ausrichten, dass sie bei notwendiger inhaltlicher Klarheit die wirklich 
relevanten (organisierten wie unorganisierten) Teile der Bevölkerung erreicht. 
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Wir rufen zur Teilnahme am zentralen Aktionstag gegen den Sozialabbau auf der 
naheliegendsten Kundgebung in Frankfurt am Main am 26.09.26 auf. 
Der Kreisvorstand organisiert eine gemeinsame Anreise mit dem Zug, Mitglieder ohne 
Deutschlandticket können sich die Kosten der Anreise im Nahverkehr beim KV erstatten 
lassen.  
 
Im Vorfeld (ggf. unmittelbar vor Abfahrt) soll es die Möglichkeit geben, gemeinsam Schilder 
u.ä. zu gestalten, um unseren Protest kreativ und kämpferisch auf die Straße zu tragen. 
 
Um aus den Defensivkämpfen herauszukommen ist es umso wichtiger auch unsere 
Mietenkampagne mit positiven Visionen und Hoffnung stark aufzubauen.  
 
 
Begründung: 
Als (kleine Gruppe in der) Linken allein stoppen wir diese Entwicklungen nicht. Für den Aufbau 
eines starken Sozialproteste-Bündnis in Mainz sind noch einige Schritte zu gehen. Diese 
wollen wir diskutieren und den nächsten Kreisvorstand (KV) mit der strategischen 
Weiterentwicklung beauftragen. Der neue KV sollte auch Kontakt mit den Linken KVen in 
Frankfurt (und ggf. Wiesbaden, Darmstadt, Offenbach usw. und weiteren → Rhein-Main 
Linke) aufnehmen, um auf ein gemeinsames Aktionsbild am 26.09.26 hinzuwirken und auch 
eine (gemeinsame) Perspektive im Anschluss diskutieren. 


